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Zusammenfassung

Das sogenannte Osterpaket und die darauffolgenden Gesetzesänderungen seit  2022 haben zu einer unverkennbaren Beschleunigung der 
Windenergieplanungsverfahren geführt. Die Verantwortung der Regionalplanung zum Erreichen der Ziele wurde dabei deutlich erhöht. Mit  
den rechtlichen Änderungen sind jedoch erhebliche neue Risiken und Unsicherheiten für Naturschutz und Landschaftspflege sowie Umwelt-
gerechtigkeit und Akzeptanz entstanden. Diese äußern sich regional mit unterschiedlicher Schärfe. Basierend auf einer KI-gestützten Analyse 
von 13 Beispiel-Regionalplänen sowie Fallstudien und Fachliteratur, identifizieren wir sieben zentrale Probleme des derzeitigen Steuerungs-
ansatzes: (1) massive Inanspruchnahme von Waldflächen, (2) keine adäquate Kompensation von Klimaschutzfunktionen, (3) unzureichende 
Berücksichtigung von Artenschutz-Anforderungen, (4) systematische Abschichtung von kleinflächigen oder qualitativen Risiken für Natur und 
Landschaft auf die Genehmigungsebene, wo sie nicht mehr angemessen aufgefangen werden können, (5) schwache Berücksichtigung kultu-
reller Ökosystemleistungen, (6) fehlende lokale Mitgestaltungsmöglichkeiten sowie (7) eine extreme Nutzen-Lasten-Ungleichverteilung zwi -
schen Allgemeinheit und Eigentümern und Eigentümerinnen der Flächen. Diese Risiken sind vor allem darauf zurückzuführen, dass materiel-
le Schutzstandards deutlich reduziert wurden, während gleichzeitig ein unflexibles Flächenziel ohne hinreichenden Bezug zu regionalen 
7mensch- und naturgerechten Potenzialen implementiert wurde. Zur Abhilfe schlagen wir sieben konkrete Maßnahmenpakete für die Weite-
rentwicklung des Transformationspfads zum Zwischenzieljahr 2027 vor. Die Vorschläge verbleiben so weit wie möglich auf dem eingeschla-
genen Reformpfad. Sie umfassen (1) eine Flexibilisierung der Zielvorgaben durch regionale Wahl zwischen Energieerzeugungs- und Flä-
chenzielen, (2) die Ertüchtigung der Strategischen Umweltprüfung und der Regionalplanung, (3, 4) die Stärkung der Positionen des Natur-
schutzes sowie des natürlichen Klimaschutzes in der Abwägung, (5) die frühzeitige, mitgestaltende Beteiligung auf lokaler Ebene, (6) die  
Herstellung von Verteilungsgerechtigkeit und (7) die bundesweite Datenbereitstellung und -harmonisierung.
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Abstract

The so-called ‘Easter Package’ and the subsequent legislative changes since 2022 have led to a marked acceleration in wind energy planning 
procedures. The responsibility placed on regional planning authorities for achieving the targets has been significantly increased. However,  
these legislative changes have given rise to considerable new risks and uncertainties regarding nature conservation and landscape manage-
ment, as well as environmental justice and public acceptance. These manifest themselves with varying degrees of severity across different re -
gions. Based on an AI-supported analysis of 13 sample regional plans, case studies and academic literature, we identify seven key problems 
with the current regulatory approach: (1) massive use of forest areas, (2) lacking provisions for adequate compensation for climate protection 
functions, (3) insufficient consideration of species conservation requirements, (4) the systematic tiering of small-scale or qualitative nature  
and landscape risks to the planning permission stage, where they can no longer be adequately addressed, (5) weak consideration of cultural 
ecosystem services, (6) a lack of local opportunities for involvement, and (7) an extreme imbalance in the distribution of costs and benefits  
between the community and landowners. These risks are primarily the result of material protection standards having been significantly re-
duced, whilst at the same time an inflexible land-use target has been implemented without sufficient regard for regional potentials that are  
compatible with human and naturally sound potentials. To remedy this, we propose seven tangible packages of measures for the further de-
velopment of the transformation pathway towards the interim target year of 2027. The proposals remain, as far as possible, on the reform path 
already embarked upon. They comprise (1) making the targets more flexible by allowing a regional choice between energy generation and  
land-use targets, (2) the reinforcement of strategic environmental assessment and regional planning, (3, 4) the strengthening of the roles of  
nature conservation and natural climate protection in the balancing of interests, (5) early, participatory involvement at local level, (6) the es-
tablishment of distributive justice, and (7) the nationwide provision and harmonisation of data.
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1. Einleitung

1.1 Kontext

Um die Klimaziele des Bundes zu erreichen – insbesondere die Ver-
meidung fossiler CO₂-Emissionen bis 2045 und die Senkenfunktion 
von 40 Millionen Tonnen CO₂-Äquivalenten jährlich – sind massive 
Steigerungen des Angebots an erneuerbaren Energien (EE) erforder-
lich (s. KSG). Allerdings wurde die Transformation durch mangelnde 
Anreize sowie Bürgerproteste und Klagen gegen die Ausweisungen 
von Vorranggebieten Windenenergienutzung (VRG-WE) in den Re-
gionalplänen  stark  verzögert.  Genehmigungsverfahren  erstreckten 
sich teilweise über fünf Jahre. Häufig wurden dabei Artenschutzbe-
lange als Klagegrund verwendet (Adler 2026; Rietmann 2026).

Das sogenannte Osterpaket (BMWK 2022) leitete rechtliche Än-
derungen zur Beschleunigung der Energiewende ein. Ziel war, diese 
sicher,  bezahlbar  und  umweltverträglich  zu  gestalten  (§ 1  EnWG 
2023). Gleichzeitig wurde beschlossen, zur Halbzeit im Jahr 2027 
eine Evaluation durchzuführen (§ 7 WindBG 2022). Diese Option zur 
Nachsteuerung eröffnet die Möglichkeit  eines adaptiven, flexiblen 
und zielorientierten gesetzgeberischen Handelns in der Energiewen-
de. Ein vorbereitendes Monitoring soll die Entwicklung „mit Blick 
auf  eine  sichere,  wirtschaftliche  und  umweltverträgliche  Energie-
versorgung (…) überprüfen, um bei Bedarf nachsteuern zu können“ 
(Deutscher Bundestag 2011: 1). Eine Evaluation ist auch unabding-
bar, da die Belange des Klimaschutzes mit der Energiewende zwar 
dinglich umzusetzen sind, jedoch keinen generellen Vorrang gegen-
über  anderen  Schutzgütern  beanspruchen  können  (s.  Calliess  & 
Kirchhoff 2025: 80). Es ist explizit eine staatliche Aufgabe, einen 
Ausgleich zwischen den nach Art. 20a GG verankerten Staatszielen 
Klimaschutz  und  Erhalt  der  biologischen  Vielfalt  herzustellen  (s. 
Pernak 2023;  Rietmann 2026:  371).  Zudem sind finanzielle,  um-
weltbezogene und gesundheitliche Belastungen generationengerecht 
bis 2045 zu verteilen.  Die Klimaschutzbelange sind deshalb nach 
Art. 11 und Art. 191 AEUV1 mit den umweltexternen Politiken (u. a. 
Verkehr, Städtebau, Landwirtschaft) zu verzahnen und im Rahmen 
der gebotenen Politikintegration stets angemessen abzuwägen (Cal-
liess & Kirchhoff 2025: 88). Sie umfassen auch den natürlichen Kli-
maschutz, einschließlich der Erfüllung des CO₂-Senkenziels (s. KSG; 
von Haaren & Siebel  2025;  Schlacke & Plate  2024).  Bestehende 
Umweltbelastungen sowie -verschmutzungen sind durch geeignete 
Lenkungs-  und  Kontrollmaßnahmen zu  reduzieren,  zukünftige  zu 
vermeiden (Calliess & Kirchhoff 2025: 20).

Inzwischen liegen ein Monitoringbericht zum Energiesystem in 
der Energiewende (Just et al. 2025) sowie ein Bericht zur Wirkung 
von Beteiligung in der Energiewende (Mey et al. 2025) vor. Bislang 
nicht systematisch betrachtet wurden die „Kosten“ der rechtlichen 
Änderungen der 20. Legislaturperiode in Form von Beeinträchtigun-
gen von Natur und Landschaft. Nicht untersucht ist ebenfalls, wie sich 
diese im Kontext gesellschaftlicher Konflikte auswirken und wie die 
Wirkungen im Hinblick auf eine mögliche Weiterentwicklung des 
eingeschlagenen Politikpfads zu bewerten sind. Bereits 2024 machte 
der Bundesrechnungshof auf diese Evaluations-Lücke aufmerksam: 
„Die  Versorgungssicherheit  ist  gefährdet,  der  Strom ist  teuer  und 
Auswirkungen der Energiewende auf Landschaft, Natur und Umwelt 
kann die Bundesregierung nicht umfassend bewerten. Dies birgt er-
hebliche Risiken für den Wirtschaftsstandort Deutschland sowie die 
Akzeptanz  der  Energiewende  in  der  Bevölkerung“  (Bundesrech-
nungshof 2024: 6).

1.2 Das neue Steuerungskonzept

Das neue Steuerungskonzept2 führte ein neuartiges räumliches Top-
down-Modell ein mit verbindlichen, differenzierten Flächenbeitrags-

1 Die ausgeschriebenen Titel der Rechtsnormen finden sich im Literatur-
verzeichnis.

2 ausführlicher zu den rechtlichen Änderungen seit 2022 s. Pernak 
(2023), Albrecht et al. (2024), Grünberger (2025), Schlacke et al. 
(2025), Rietmann (2026), Adler (2026), von Haaren & Scholles (2026)

werten gemäß §§ 1 Abs. 2, 3 Abs. 2 und Anlage 1 zum WindBG 2022, 
die sich am 2 %-Flächenziel (SRU 2022: Tz. 34-46) orientieren. Die 
bis 2032 zu erfüllenden Ziele sehen 0,5 % der jeweiligen Landfläche 
für die Stadtstaaten sowie zwischen 1,8 und 2,2 % für die Flächen-
länder vor. Bis 2027 gelten Zwischenziele von 0,25 % sowie zwi-
schen 1,1 und 1,8 %. Für die Umsetzung ist  die Ausweisung von 
Windenergiegebieten zentral. § 2 Nr. 1 lit. a WindBG 2022 definiert, 
dass diese Flächen für die Windenergie an Land als „Vorranggebiete 
und mit diesen vergleichbare Gebiete in Raumordnungsplänen sowie 
Sonderbauflächen, Sondergebiete und mit diesen vergleichbare Aus-
weisungen in Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen“ auszu-
weisen sind. Alle Flächenländer haben Teilflächenziele für die Pla-
nungsregionen definiert  und den Trägern der  Regionalplanung zu 
deren Erreichen die Ausweisung von VRG-WE aufgegeben (z. B. 
Art. 1 BbgFzG; Rheinschmitt & Köck 2023; Gailing et al. 2025).3 Die 
sogenannte „Superprivilegierung“ in § 249 BauGB 2023 wirkt indi-
rekt als Druckmittel auf die Raumordnung und die Bauleitplanung. 
Bei der Ausweisung von Windenergiegebieten und der Genehmigung 
von Windenergieanlagen (WEA) können entgegenstehende Ziele der 
Raumordnung keine Wirkung entfalten, solange das Teilflächenziel 
für eine Region nicht erreicht wird (§ 249 Abs. 5 BauGB 2023; vgl. 
a. Backeberg et al. 2024). Rechtlicher Hintergrund ist die Einstufung 
der Errichtung und des Betriebs von Anlagen zur Stromerzeugung aus 
EE als im überragenden öffentlichen Interesse liegend und der öf-
fentlichen Sicherheit dienend (§ 2  EEG 2023). Dies ist als Abwä-
gungsvorrang in allen einschlägigen Entscheidungen zu berücksich-
tigen (Adler 2026: 444;  Appel & Pfeuffer 2024;  Schlacke & Plate 
2024: 324).

Gleichzeitig  wurde  das  Umweltrecht  erheblich  dereguliert  (s. 
Rietmann 2026;  Adler 2026): In Windenergiegebieten entfallen ge-
mäß § 6 WindBG 2022 seit 01.01.2023 die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) und die artenschutzrechtliche Prüfung für WEA-Ge-
nehmigungen, wenn eine Strategische Umweltprüfung (SUP) für das 
Gebiet durchgeführt worden ist und der Projekt-Standort nicht in ei-
nem Natura-2000-Gebiet, einem Naturschutzgebiet oder einem Nati-
onalpark liegt. In der Genehmigung sind Minderungsmaßnahmen für 
den Artenschutz anzuordnen, bei Datenmangel ein Ersatzgeld. Der 
2022 eingefügte § 45b BNatSchG sieht bundeseinheitliche Standards 
für  die  artenschutzrechtliche Prüfung bei  der  WEA-Genehmigung 
vor. Die Befreiung von UVP und Artenschutzprüfung im Genehmi-
gungsverfahren greift auch dann, wenn bei der planerischen Auswei-
sung von Windenergiegebieten – wie bis 2025 regelmäßig der Fall – 
nicht hinreichend tief geprüft wurde. Diese Regelung war allerdings 
bis 30.06.2025 (Antragseingang) befristet.

2024 und 2025 wurde in zwei Schritten die RED III umgesetzt. 
Mit dem EEGuEnWRÄndG wurde zunächst u. a. § 6a WindBG 2025 
eingefügt.  Dieser  erklärt  jedes vor  dem 20.05.2024 ausgewiesene 
Windenergiegebiet zum Beschleunigungsgebiet i.S.d. RED III, wenn 
dafür eine SUP und nötigenfalls eine Natura-2000-Verträglichkeits-
prüfung durchgeführt wurde und es nicht in einem Natura-2000-Ge-
biet, einem Naturschutzgebiet, einem Nationalpark, der Kern- oder 
Pflegezone eines Biosphärenreservats oder einem artenschutzrecht-
lich „sensiblen Gebiet“ liegt. Weil kein Planungsträger vor Mitte 2024 
geprüft hat, ob Verstöße gegen die Verbote des besonderen Arten-
schutzes zu erwarten sind, setzt sich das oben festgestellte Defizit der 
regelmäßig fehlenden konkreten Artenschutzprüfung in diesen Be-
schleunigungsgebieten unbefristet fort (Rietmann 2026: 378).

Mit dem RED-III-UmsG werden dann die Definitionen von Be-
schleunigungsgebieten sowie Regeln für Minderungsmaßnahmen in 
§ 2 und ein neuer § 6b  WindBG 2025 mit Genehmigungserleichte-
rungen für WEA innerhalb dieser Gebiete eingefügt. Dafür entfallen 
die UVP, die Natura-2000-Verträglichkeitsprüfung, die artenschutz-
rechtliche Prüfung sowie die wasserrechtliche Prüfung. Sie werden 
durch  den  ebenfalls  eingefügten  § 28  ROG auf  die  Regionalpla-
nungsebene gehoben und materiell in die dort durchzuführende SUP 
integriert (Schlacke et al. 2025; Rietmann 2026). Die Planungsträger 

3 Die Stadtstaaten und das Saarland haben keine Regionalplanung und 
daher der Bauleitplanung die Aufgabe der Flächenausweisung übertra-
gen. Deren Analyse ist nicht Gegenstand des Beitrags.
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müssen für die Gebietsausweisung seit 20.05.2024 gezielt geeignete 
Gebiete ermitteln und sich dabei bereits mit den Belangen des Ge-
biets-, Arten- und Gewässerschutzes auseinandersetzen. Zwar können 
sie Schutzkonflikte strukturell nicht auflösen, weil sich die Raum-
ordnung auf die Art der Nutzung beschränkt (s. a.  von Seht 2021), 
müssen aber bereits Regeln für wirksame Minderungsmaßnahmen 
aufstellen, die im Genehmigungsverfahren projektbezogen zu kon-
kretisieren und zu ergänzen sind. Diese zweistufige Prüfstruktur soll 
gewährleisten,  dass  diese  Belange nicht  vollständig  ausgeblendet, 
sondern lediglich zeitlich vorgezogen werden (Rietmann 2026: 379). 
Im Genehmigungsverfahren soll ein Screening der Umweltauswir-
kungen auf Basis vorhandener Daten an die Stelle der Umweltprü-
fungen treten. Die Folge ist  eine erhebliche Zunahme der Verant-
wortung der Regionalplanung für die weitgehend abschließende Be-
wältigung der Umweltfolgen und der Öffentlichkeitsbeteiligung auf 
der  Regionsebene  (Sicard  et  al.  2026).  Soweit  dies  vor  dem 
20.05.2024 nicht auf regionaler Ebene geschehen ist, muss effektiv 
auf die Genehmigungsebene eingewirkt werden.

Mit dem InfZuG wurde 2026 u. a. die Eingriffsregelung erheblich 
verändert, indem Ersatzgeldzahlungen den Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen auch für Energieinfrastrukturvorhaben, die im überra-
genden öffentlichen Interesse liegen (dazu zählen WEA an Land), 
gleichgestellt werden.

1.3 Zielsetzung und Vorgehen

Die Konflikte zwischen dem oben beschriebenen Transformations-
pfad zur Beschleunigung und dem Schutz von Natur und Landschaft 
sowie der Sozialverträglichkeit sind bis heute nicht systematisch un-
tersucht  worden.  Ziel  des  Artikels  ist  es,  die  Auswirkungen  der 
Rechtsänderungen seit 2022 auf die derzeit entstehenden Teilregio-
nalpläne Wind und die dadurch entstehenden Folgen für Natur und 
Landschaft sowie Sozialverträglichkeit darzustellen und zu bewerten. 
Auf dieser Grundlage werden sachgerechte Vorschläge für eine evi-
denzbasierte Nachsteuerung zum Zwischenzieljahr 2027 entwickelt.

Methodisch wurden 13 aktuelle Teilregionalpläne aus fünf Bun-
desländern4 KI-gestützt  analysiert  und zentrale quantitative Kenn-
werte manuell verifiziert. In fünf Fällen5 überprüften die leitenden 
Regionalplanenden bzw. die Oberste Landesplanungsbehörde die KI-
Ergebnisse. Von ihnen identifizierte Abweichungen und Fehler wur-
den korrigiert.6 Die verwendeten übrigen KI-Auswertungen wurden 
durch eine zweite Person gezielt überprüft. Die Schwerpunkte der 
Analyse lagen in Niedersachsen und Baden-Württemberg, zwei Län-
dern mit unterschiedlichen Bedingungen und Strategien der Zieler-
füllung. Diese Informationen wurden ergänzt durch die systematische 
Auswertung von Bund-Länder-Berichten, Presseberichten, Fallstudi-
en und Expertenaussagen auf der ARL-Regionalplanungstagung 2026 
(ARL 2026). Die Aussagen im vorliegenden Überblicksartikel beru-
hen auf den Analysen und dem zusammengestellten Material in von 
Haaren & Scholles (2026). Als Leitschnur der Wirkungsanalyse und 
einer transparenten Ableitung von Ansatzpunkten für die Nachsteue-
rungsempfehlungen dienen normative Kriterien (s. Kap. 2).

Die Ergebnisse werden in drei Schritten dargestellt: einer Pro-
blemanalyse, einer Ursachenanalyse und Empfehlungen zur Weiter-
entwicklung der Energiewende in sieben Maßnahmenpaketen, die auf 
die Probleme und deren Ursachen reagieren. Um die Einordnung zu 
erleichtern, werden die wichtigsten Probleme, Ursachen und Maß-
nahmenempfehlungen in Tabelle 1 im Überblick dargestellt.

4 Havelland-Fläming, Uckermark-Barnim (beide BB), Bodensee-Ober-
schwaben, Neckar-Alb, Ostwürttemberg, Stuttgart (alle BW), Donau-Il-
ler (BW/BY), Augsburg (BY), Köln, Münsterland (beide NRW), Regi-
on Hannover, LK Lüneburg, LK Nienburg (alle NI)

5 Region Bodensee-Oberschwaben, Region Hannover, Planungsregion 
Havelland-Fläming, Planungsregion Uckermark-Barnim, Region Stutt-
gart

6 Die KI ist fehlbar und halluziniert, wenn sie nichts vorfindet. Sie liegt 
jedoch in der Tendenz richtig, wenn viele konkrete Daten vorhanden 
sind. Genauer zu Fehlerquellen sowie zum Vorgehen s. von Haaren & 
Scholles (2026).

Tabelle 1: Wichtigste Probleme, Ursachen und Maßnahmenempfehlungen

Probleme Ursachen Maßnahmenempfehlun-
gen

Risiken für Natur 
und Landschaft

Gesellschaftliche 
Akzeptanz und Be-
teiligungsdefizite‍

Verteilungsgerech-
tigkeit und finanzi-
elle Asymmetrie

Flächenzielerfüllung in 
Kombination mit weitge-
hender Gleichverteilung 
der Flächenziele

Maßstabs- und Datenpro-
bleme der Regionalpla-
nung

Reduktion materieller 
Schutzstandards

Konstrukt des überragen-
den öffentlichen Interes-
ses an der Nutzung erneu-
erbarer Energien

Mangelndes, nicht aktuel-
les Wissen über natürli-
chen Klimaschutz

Heterogene Planungsstan-
dards und Daten

Mangelhafte Partizipation 
und extreme Nutzen-Las-
ten-Ungleichverteilung

Flexibilisierung durch die 
Möglichkeit, regional 
zwischen Flächen- und 
Energieerzeugungszielen 
zu wählen

Ertüchtigung der Regio-
nalplanung zur abschlie-
ßenden Folgenbewälti-
gung

Waldschutz und natürli-
che Klimaschutzfunktion

Verbesserter Arten- und 
Biotopschutz, Land-
schaftsschutz

Frühe mitgestaltende Öf-
fentlichkeitsbeteiligung

Herstellung von Vertei-
lungsgerechtigkeit

Bundesweite Datenhar-
monisierung und Behör-
denkapazitäten

2. Normative Grundlage der Bewertung und 
Nachsteuerung

Die  Bewertung  unbeabsichtigter  Nebenwirkungen  des  derzeitigen 
Energiewendepfads  sowie  die  Entwicklung  von  Vorschlägen  zur 
Nachsteuerung erfordern eine transparente normative Grundlage. Das 
Gemeinwohlverständnis von Planern und Planerinnen scheint hete-
rogen zu sein, so dass es auch unter diesem Gesichtspunkt notwendig 
ist,  Transparenz herzustellen  (Machakaire  & Mokhele  2024).  Be-
rücksichtigt wird hier einerseits das in Deutschland geltende Um-
weltrecht,  insbesondere  das  Naturschutzrecht  einschließlich  der 
Wiederherstellungs-Verordnung der EU, sowie das Beteiligungsrecht. 
Andererseits  werden  auch  universelle  Normen  und  internationale 
Vereinbarungen bzw. Verpflichtungen mit hoher Legitimität – wie die 
UN-Nachhaltigkeitsziele,  die  Biodiversitätskonvention  (CBD),  die 
Erklärung der Menschenrechte (UN 1948) sowie die Aarhus-Kon-
vention (AK) – im Hintergrund als Prüfmaßstab herangezogen. Der 
folgenden  Problemanalyse  sowie  den  daraus  abgeleiteten 
Empfehlungen liegen die drei nachstehenden Kriterien zugrunde:
1. Rechtssicherheit (s. a.  Gellermann 2022) im Sinne einer Über-

einstimmung mit dem geltenden öffentlichen nationalen und in-
ternationalen  Recht;  dies  beinhaltet  auch  eine  wenig  streit-
anfällige Planung.

2. Vermeidung unnötiger sozialer und politischer Trade-offs (vgl. 
Mey et al. 2025); dies schließt operativ die aktive Mitwirkung von 
Bürgerinnen und Bürgern sowie Gemeinden im Rahmen der je-
weiligen  Verantwortung  auf  den  unterschiedlichen  politischen 
Ebenen  ein  (AK).  Die  Grundlage  bildet  die  Anwendung  des 
Leistungsfähigkeitsprinzips für eine lokale Lastenverteilung pro-
portional zu den Kapazitäten und räumlichen Voraussetzungen 
sowie des Äquivalenzprinzips, wonach lokale Lasten in einem 
angemessenen Verhältnis zu lokalem Nutzen stehen sollen (Leh-
mann et al. 2025). Im Kontext von Beteiligung und Teilhabe sind 
auch moralische  Normen relevant,  insbesondere  Gerechtigkeit 
(vgl. z. B. Ekardt 2017: 112). Sie spielen im Zusammenhang mit 
der Akzeptanz von EE-Anlagen eine zentrale Rolle (Mey et al. 
2025). Menschen in allen Kulturkreisen reagieren sehr empfind-
lich  auf  Ungerechtigkeiten  der  Nutzen-Lasten-Verteilung  und 
verzichten dann lieber auf einen als zu gering angesehenen Vor-
teil (Henrich et al. 2001; Fehr & Gächter 2000).

3. Vermeidung  ökologischer  Trade-offs:  EE  sollten  nur  auf  den 
Flächen mit den geringsten Schäden an Natur- und Landschaft 
etabliert  werden.  Unvermeidbare  Beeinträchtigungen  müssen 
ausreichend kompensiert werden (s. a.  Daly 1990). Dieser An-
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spruch leitet sich ab aus dem Vorsorgeprinzip (Schadensvermei-
dung und Reversibilität) und dem Verursacherprinzip, das eine 
Kompensation unvermeidbarer Schäden verlangt.
Keines  der  drei  Kriterien  darf  nach  dem eingangs  erwähnten 

Prinzip der gebotenen Politikintegration in der praktischen Planung 
vernachlässigt werden, Weiteres siehe von Haaren & Scholles (2026).

3. Ergebnisse der Problemanalyse

Die Analyse der Regionalplanungen für die VRG-WE und der er-
gänzenden Fallstudien zeigt, dass bei keinem der betrachteten Krite-
rien die Unsicherheiten bzw. Risiken des derzeitigen Ausbaupfads 
durch die rechtliche Umsetzung in den Ländern und die planerische 
Umsetzung in den Regionen ausgeräumt werden konnten. Probleme 
treten aber nicht einheitlich im gesamten Bundesgebiet auf, da die 
Bundesländer  eine  sehr  unterschiedliche Problemdichte  aufweisen 
(Mey et al. 2025) und die Länder sowie die Träger der Regionalpla-
nung unterschiedlich reagiert haben.

3.1 Flächenzielerfüllung

Die Mehrzahl  der untersuchten Regionalplanungen wird das Zwi-
schenziel für 2027 voraussichtlich erreichen. Zeit und Erfüllungsgrad 
variieren jedoch erheblich zwischen den Bundesländern (vgl. BMWE 
2025; Rheinschmitt & Köck 2023; Plappert & Frödisch 2025).

Hessen lag Ende 2024 mit deutlichem Abstand vorn und hatte 
bereits  1,95 % der  Landesfläche (entspricht  ca.  40.000 ha)  ausge-
wiesen. Damit hat es das Ziel für 2027 (mindestens 1,8 %) bereits 
2024 erreicht und das Ausbauziel  für 2032 ist  in greifbarer Nähe 
(BMWE 2025: 30; Quentin 2025). Ursächlich hierfür sind vermutlich 
die bereits vor den Beschleunigungsmaßnahmen weit fortgeschritte-
nen  Planungen.  Auch  Nordrhein-Westfalen,  Rheinland-Pfalz  und 
Schleswig-Holstein haben das Ziel für 2027 im Jahr 2024 nahezu er-
reicht (BMWE 2025: 30). Baden-Württemberg, gefolgt von Bayern, 
verzeichnete flächenmäßig die größten Zuwächse bei zusätzlich ge-
planten Anlagen. Die insgesamt größten Verzögerungen treten offen-
bar in den ostdeutschen Bundesländern auf (Harfenmeister & Pagen-
kopf 2026).

Einige der untersuchten Regionen übererfüllen die vorgegebenen 
Flächenziele: Die Region Hannover plant bereits für 2032 und weist 
einen Flächenanteil von 2,34 statt der für 2032 erforderlichen 0,63 % 
aus (Region Hannover 2025b). Die Region Augsburg weist 2,4 statt 
1,8 % aus, im baden-württembergischen Teil der Region Donau-Iller 
sind es 2,71 statt 1,8 % (s. von Haaren & Scholles 2026: Tab. A4.1 u. 
A4.2).  In  der  Region  Prignitz-Oberhavel  sieht  der  Entwurf  zum 
Sachlichen Teilplan Windenergienutzung 1,92 statt 1,8 % vor. Dabei 
berücksichtigt er aber nicht die ca. 300 Bestandsanlagen, die zusätz-
lich außerhalb der Windenergiegebiete bestehen blieben (Kasprzak 
2025). Außerdem planen Gemeinden hier und andernorts WEA auch 
außerhalb der noch im Verfahren befindlichen VRG-WE, solange das 
jeweilige Teilflächenziel noch nicht erreicht ist.

Mit den Maßnahmen zur Beschleunigung waren jedoch auch un-
erwünschte Folgen bzw. Risiken verbunden. In vielen Regionen war 
es nur möglich, die Flächenziele zu erreichen, indem entweder Wald 
überplant  (s. a.  Bredemann  & Quentin  2026:  20 ff.)  oder  für  die 
Raumordnung formal-rechtlich nicht darstellbare Probleme auf die 
Genehmigungsebene delegiert wurden. Mit den Zielüberschreitungen 
in einzelnen Regionen steigt zudem das Risiko für (unnötige) ökolo-
gische  und  soziale  Trade-offs  angesichts  der  insgesamt  knappen 
nachhaltig für Windenergie nutzbaren Flächen.

3.2 Risiken für Natur und Landschaft

3.2.1 Massiver Zuwachs von Windenergieflächen-
planungen im Wald

Einer  der  bemerkenswertesten  und  gleichzeitig  problematischsten 
Befunde ist die systematische Nutzung von Waldflächen als zentrale 
Strategie zum Erreichen der Flächenziele.  Dieses Phänomen zeigt 

sich  bundesweit  und  mit  unterschiedlicher  Intensität  in  fast  allen 
analysierten Regionalplänen.

In der Region Bodensee-Oberschwaben liegen ca. 80 % der ge-
planten VRG-WE im Wald, was 5 % der Waldfläche in der Region 
ausmacht (RVBO 2026: 64). Im Landkreis Lüneburg sind es ca. 50 % 
(2.110 ha) und in der Region Augsburg 78 % (7.592 ha) der VRG-
WE. Da letztere Region gleichzeitig das Flächenziel übererfüllt, lässt 
dies ebenso wie Verlautbarungen bayerischer Politiker in der Presse 
(s. von Haaren & Scholles 2026) auf eine bevorzugte Belegung von 
Staatswald  schließen.  In  Hessen  waren  bereits  Ende  2021  sogar 
86,4 % der ausgewiesenen VRG-WE-Flächen Waldflächen (HMU-
KLV 2022).  Das Problem der Waldinanspruchnahme bestand hier 
bereits vor dem neuen Steuerungsmodell.

Dass der Wald als WEA-Standort bundesweit in den Fokus rückt, 
ist  maßgeblich  zurückführen auf  eine erfolgreiche  Verfassungsbe-
schwerde  gegen  ein  ausnahmsloses  landesrechtliches  Verbot  von 
WEA in Waldgebieten (BVerfG 2022; Adler 2026: 442).

Leider sind quantitative Bilanzierungen der Waldinanspruchnah-
me durch VRG-WE in den analysierten Umweltberichten eher Aus-
nahmen. Dennoch lässt sich z. B. aus Angaben in den Gebietssteck-
briefen entnehmen, dass in sehr vielen VRG-WE Wald betroffen ist, 
in der Region Donau-Iller in der Mehrheit aller VRG-WE. In der 
Region Stuttgart finden sich Waldanteile in zahlreichen der geplanten 
90 VRG-WE.7 Es mussten dabei sowohl einige Erholungswaldflä-
chen als auch Wasserschutz- und Klimaschutzwaldflächen überplant 
werden. Besonders problematisch ist, dass der Landkreis Lüneburg 
das 2027-Ziel nur durch ein „Wald-Szenario“ erreichen kann; das 
Erreichen des 2032-Ziels ist somit fraglich und könnte nur noch durch 
weitere  Inanspruchnahme  von  Wald  oder  anderer  schutzwürdiger 
Flächen gelingen. Ein flächendeckender Waldausschluss würde auch 
in der Region Augsburg das Erreichen der Flächenziele absehbar un-
möglich machen.

3.2.2 Vernachlässigung von Klimaschutzfunktionen 
des Walds

Die massive Waldflächeninanspruchnahme ist besonders problema-
tisch angesichts der bedeutenden Rolle der Wälder für den natürlichen 
Klimaschutz (s. von Haaren & Siebel 2025), die in den Teilregional-
planungen nahezu vollständig ignoriert wird. Wälder fungieren als 
Kohlenstoffspeicher  und  langfristige  Kohlenstoffsenken  und  sind 
zentral für das Erreichen der deutschen CO₂-Senkenziele durch na-
türlichen Klimaschutz. Das KSG verlangt, dass bis 2045 eine CO₂-
Senkenleistung von 40 Millionen Tonnen CO₂-Äquivalenten pro Jahr 
im LULUCF-Sektor8 erreicht  wird.  Eine  Waldumwandlung durch 
WEA-Projekte in großem Umfang gefährdet dieses Ziel  erheblich 
(von Haaren & Siebel 2025).

Sowohl die direkt als auch die indirekt in Anspruch genommene 
Fläche sind im Wald von der Topografie und dem Umfang der nöti-
gen Nebenanlagen (Lager-, Stell- und Rüstflächen, Zuwege, Netzan-
bindung, Transformatoren) abhängig und daher standortspezifisch zu 
ermitteln. Rodungen und Bodenbewegungen für (nicht immer tem-
poräre) Nebenanlagen haben deswegen in der Summe oft größere 
bau- und anlagebedingte Auswirkungen als die WEA selbst (Schöll & 
Nopp-Mayr 2022). Die FA Wind und Solar geht aktuell von einer 
mittleren  Waldinanspruchnahme  von  dauerhaft  0,53 ha/WEA und 
temporär 0,59 ha/WEA aus (Bredemann & Quentin 2026: 14). Um 
jederzeit Wartungs- und Reparaturarbeiten durchführen zu können, 
müssen Stell- und Rüstflächen sowie Zuwege für Kräne dauerhaft 
gehölzfrei und befestigt bleiben. In Finnland werden unter Berück-
sichtigung von Bau-, Lager- und Verkehrsflächen sowie Wegeausbau, 
noch ohne Netzanbindung, Faustwerte von 2 ha/WEA oder 1 m²/MW 
zugrunde gelegt (Paulomäki et al. 2026: 4). Die Klimafunktionen der 
in Anspruch genommene Waldfläche können nicht durch Wiederauf-

7 Auswertung der Einzelsteckbriefe des Umweltberichts, Stand 
22.10.2025 (VRS 2025)

8 LULUCF steht für Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forst-
wirtschaft und umfasst Maßnahmen zur CO₂-Bindung durch Wälder, 
Böden und Ökosysteme zur Klimaschutzunterstützung.
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forstung im Verhältnis 1:1 ausgeglichen werden. Die Neuaufnahme 
von CO₂ in Böden und Biomasse erfordert vielmehr eine Wiederauf-
forstungsfläche von mehr als dem Vierfachen bei einem Kompensa-
tionszeitraum von 30 Jahren, legt man das Zieljahr 2045 des  KSG 
zugrunde, noch sehr viel mehr (s. von Haaren et al. 2025). Wald ist 
dabei neben Obstgehölzen der einzige Ökosystemtyp, der in erhebli-
chem Maß bilanziell als Senke dienen und damit unvermeidbare CO₂-
Quellen (z. B. aus der Landnutzung) ausgleichen kann. Diese für die 
Klimaneutralität  notwendige  Senkenleistung  kann  nicht  mit  der 
Emissionsminderung durch die WEA verrechnet werden (von Haaren 
& Siebel 2025), sondern muss gemäß § 2 Nr. 8  KSG eigenständig 
erbracht werden. Bei einzelnen WEA-Planungen werden sogar orga-
nische Böden, die wegen ihrer langen Regenerationszeit bilanziell 
nicht als Senke infrage kommen, in Anspruch genommen (s. als Bei-
spiel NWZ 2026). Eine ausreichende Kompensation der CO₂-Senken- 
und  Speicherverluste  im  Rahmen  der  naturschutzrechtlichen  Ein-
griffsregelung könnte diesem Problem entgegentreten (von Haaren et 
al. 2025). In den Regionalplänen wird die Folgenbewältigung hierzu 
jedoch nur selten vorbereitet und – falls dies geschieht – finden sich 
unrealistische Annahmen sowohl zu den Eingriffsflächen als auch 
zum notwendigen Kompensationsumfang. Das zeigt sich exempla-
risch im Fallbeispiel Reinhardswald (Hessen): In den Planungsun-
terlagen finden sich kaum detaillierte Angaben zum Umfang vorge-
sehener Kompensationsmaßnahmen. Für 18 geplante Windenergie-
anlagen werden etwa 30 ha Waldinanspruchnahme, ca. 50 % davon 
temporär, prognostiziert. Für temporäre Nutzungen ist kein Ausgleich 
vorgesehen,  obwohl  teilweise  mehrere  Meter  tiefe  Waldbodenbe-
einträchtigungen  durch  Geländeanpassungen  entstehen.  Für  die 
Kompensation der dauerhaft in Anspruch genommenen rund 15 ha 
Waldflächen werden lediglich 2,56 ha kleinflächige ehemalige Wie-
senflächen vorgesehen; der Großteil soll monetär über eine „Walder-
haltungsabgabe“  ersetzt  werden (RP Kassel  2022a & b,  s. a.  von 
Haaren & Scholles 2026: Tab. A6). Diese Form der Kompensation 
kann die Beeinträchtigung der Klimaschutzfunktionen nicht  ange-
messen ersetzen und ist sicher kein Best-Practise-Beispiel.

3.2.3 Risiken für Natur- und Artenschutz insbesondere 
durch Konfliktabschichtung

Die KI-Analyse ergibt, dass Natura-2000-Gebiete i.d.R. nicht direkt 
überplant werden. Allerdings wird die Abwägung häufig auf die Ge-
nehmigungsebene verschoben. Interessant ist, dass in Ost-Württem-
berg die Abstände der WEA zu den Schutzgebieten aufgrund der 
Windhöffigkeit  verkleinert  wurden.  In  der  Regionalplanung  Köln 
werden umfangreiche Minderungsmaßnahmen für Konflikte mit Na-
tura-2000-Gebieten  vorgesehen,  insbesondere  bezogen  auf  die 
Avifauna, allerdings ohne ein begleitendes Monitoring. Die Behand-
lung der Avifauna variiert stark zwischen den Regionen. In Baden-
Württemberg lagen landesweit gute Daten zu den schlaggefährdeten 
Arten vor, so dass die Regionalplanung großräumige Konflikte mit 
Brut- und Greifvogelpopulationen bei an Flächen gebundenen, gut 
kartierten Arten wie Rotmilan und Weißstorch auf der Grundlage der 
bekannten  Dichtezentren  weitgehend  vermeiden  konnte  (Schäfer 
2026).  Die  planerische  Vorabsteuerung  funktioniert  hier  offenbar. 
Jedoch werden offenbar Ausnahmen gemacht,  wenn aufgrund der 
weiten Verbreitung einer Vogelart sonst die Zielerreichung gefährdet 
würde – so in der Region Augsburg, wo in Rotmilan-Gebiete hinein-
geplant wurde. Eine Abschaltautomatik für Vögel wird dort ebenso 
wie in der Region Donau-Iller bereits auf der Regionsebene vorgese-
hen.  Mehr  als  die  vorgeschriebenen  kollisionsgefährdeten  Arten 
werden z. B.  in  den Regionen Havelland-Fläming,  Hannover  und 
Köln berücksichtigt.

Die Mehrheit der analysierten Regionalpläne stellt im Maßstab 
1:100.000 dar. In diesem Maßstab ist eine abschließende und Kon-
flikte auflösende Bewältigung artenschutzrechtlicher Fragen natur-
gemäß unmöglich (so auch Rietmann 2026: 377). Auch wenn auf re-
gionaler  Betrachtungsebene  keine  Unterschiede  bei  Populations-
dichten beobachtet werden konnten, wurden lokal negative Auswir-
kungen von WEA auf Vogelarten festgestellt. Auswirkungen auf Wald 
bewohnende Fledermaus- und Vogelarten sind in hohem Maß stand-

ort- und artspezifisch (Schöll & Nopp-Mayr 2021). Auch kleinflä-
chige geschützte Biotope können nicht berücksichtigt werden. Dies 
führt zu umfangreicher Abschichtung von Konflikten auf die Geneh-
migungsebene. Dort entfallen jedoch in den Beschleunigungsgebie-
ten bis auf atypische Ausnahmefälle UVP, Natura-2000-Verträglich-
keitsprüfung und Artenschutzprüfung – genau die Prüfinstrumente, 
die zur sachgerechten Konfliktlösung erforderlich wären (Rietmann 
2026: 377).

Häufig abgeschichtete Themen sind: Waldersatz und Kompensa-
tion  verlorener  Waldfunktionen,  Kohärenzsicherungsmaßnahmen, 
kleinflächige Biotope, Biotopverbund, Fledermauswanderung, wei-
tere geschützte Arten sowie Kulturlandschaftselemente und sonstiges 
kulturelles Erbe, einschließlich Sichtbeziehungen. Nur zwei der ana-
lysierten Regionalpläne (Havelland-Fläming, Köln) bilanzieren die 
Flächeninanspruchnahme von wertvollen Biotopen und Biotopver-
bund quantitativ.  Deren Berücksichtigung wird i.d.R. auf „Mikro-
Siting“ bzw. spätere Ebenen verlagert. Dieses Problem kann ggf. von 
der Eingriffsregelung aufgefangen werden, allerdings mit dem Risiko 
einer Reduktion der installierbaren Leistung. Der Fledermausschutz 
wird in nahezu allen Fällen auf die Genehmigungsebene verlagert, 
aber nur wenige Regionen sehen dafür detailliertere Regeln wie An-
tikollisionssysteme  oder  witterungsabhängige  Abschaltungen  vor.9 
Auch  Schäfer (2026: 17) kommt zu dem Schluss, dass Einzelvor-
kommen  seltener,  schwer  erfassbarer  oder  störungsempfindlicher, 
nicht im BNatSchG aufgeführter Arten (wie des Schwarzstorchs) auf 
der Regionsebene nicht ausreichend bearbeitet werden, weil sie nur 
durch  projektspezifische  Kartierung  erfasst  werden  können.  Die 
Datenlage und der Stand des Wissens zu den Zug- und Rastvögeln 
sowie Fledermäusen sind mangelhaft. Kartierungen sind auf der Ge-
nehmigungsebene  in  Beschleunigungsgebieten  aber  gerade  nicht 
mehr vorgesehen, so dass der Artenschutz hier in keiner Weise ge-
währleistet ist (s. a. Albrecht et al. 2024; Rietmann 2026). Wenige der 
untersuchten Regionen wie Stuttgart und Hannover stellen die Er-
gebnisse im Maßstab 1:50.000 dar und bearbeiten die Grundlagen im 
Maßstab 1:25.000. Selbst dort wird explizit darauf hingewiesen, dass 
nur eine „überschlägige Vorabschätzung“ des Artenschutzrechts nach 
§§ 45b & 45c BNatSchG möglich ist (Region Hannover 2025a & b). 
Dennoch zeigt die Region Hannover auch beispielhaft, dass umfas-
sendere Artenschutzuntersuchungen möglich sind.

Ein besonderes Risiko ergibt sich auch aus dem Umgang mit 
Bestandsanlagen. Schon vor 2022 wurden WEA in nennenswertem 
Umfang  in  Natura-2000-Gebiete  hineingeplant  oder  es  wurden 
Schutzgebiete mit bestehenden WEA ausgewiesen (Plappert & Frö-
disch 2025). Mindestens bis zum Inkrafttreten des  RED-III-UmsG 
war  unklar,  ob  in  diesen Fällen  in  Zukunft  ein  Repowering  aus-
geschlossen wird oder wie bei einem zukünftigen Repowering, das 
i.d.R. mit erheblich höheren WEA einhergeht, mit den neu entste-
henden Risiken umgegangen werden soll (Wulfert et al. 2025). Die 
derzeit geltenden Regelungen zum Repowering führen darüber hin-
aus dazu, dass WEA auch außerhalb der ausgewiesenen VRG-WE 
projektiert werden, wodurch die Steuerungswirkung der Regional-
planung geschwächt wird.

Nur die Region Uckermark-Barnim sieht offenbar ein Monitoring 
projekt- bzw. ortsbezogener, konkreter Maßnahmen zur Vermeidung, 
Verminderung  und  zum  Ausgleich  von  unerwarteten  erheblichen 
Umweltauswirkungen vor. Dieses obliegt der für das nachfolgende 
Genehmigungsverfahren zuständigen Behörde (Regionale Planungs-
stelle Uckermark-Barnim 2024) und eröffnet bei Konditionierung der 
Genehmigung die  Möglichkeit  nachträglicher Kompensationsmaß-
nahmen  gemäß  § 28  Abs. 2  UVPG in  Zusammenspiel  mit  § 12 
BImSchG und der Eingriffsregelung (s. Albrecht et al. 2021).

3.2.4 Kulturelle Ökosystemleistungen

Erholung und Landschaftsästhetik sowie Denkmalschutz wurden of-
fenbar in allen analysierten Regionalplanungen berücksichtigt, über-
wiegend als  weiches Kriterium. Schutzmaßnahmen umfassen teil-

9 Hierbei muss in Rechnung gestellt erden, dass viele der untersuchten 
Pläne vor Inkrafttreten des § 6b WindBG 2025 beschlossen wurden.
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weise Abstandsregelungen, z. B. im Landkreis Lüneburg 600 m Ab-
stand zur Heide. Sichtbarkeitsanalysen und Visualisierungen erfolgen 
in Einzelfällen, z. B. in den Regionen Ost-Württemberg oder Donau-
Iller. Die Befunde zu kulturellen Landschaftsfunktionen wirken je-
doch selten als Ausschlussgründe. In der Region Donau-Iller liegen 
nach der KI-Analyse ca. 40 % der VRG-WE in Landschaftsschutz-
gebieten (RVDI 2024). Beim Thema Wald fallen die Präferenzen der 
Bürgerinnen und Bürger sowie der natürliche Klimaschutz zusam-
men. Eine repräsentative Umfrage der RWTH Aachen zur Bewertung 
der Standorteignung verschiedener Flächentypen (Frank et al. 2026) 
ergab, dass die Menschen WEA im intakten Wald systematisch ab-
lehnen. Stattdessen präferieren sie Kalamitätsflächen und landwirt-
schaftliche Nutzflächen für WEA.

3.3 Gesellschaftliche Akzeptanz und Beteiligungs-
defizite: Beteiligung als vernachlässigter 
Erfolgsfaktor

Die Reformen zielten u. a. darauf ab, in Reaktion auf lokal verbreitete 
Widerstände  („St.-Florians-Prinzip“)  und  das  Vorschieben  von 
Formfehlern die Erfolgsaussichten von Klagen bereits auf der Pla-
nungsebene durch höhere Rechtssicherheit zu begrenzen bzw. spätere 
Klagen weitgehend auszuschließen (Köck 2023). Die große Zahl von 
Klagen vor der Reform wurde auch vom Naturschutz kritisch gese-
hen, da insbesondere der Artenschutz häufig stellvertretend für die 
eigentlichen Interessenkonflikte vorgebracht wurde. Die Reform hat 
jedoch offenbar nicht die erwünschte Akzeptanzsteigerung bewirkt. 
Dies zeigen zahlreiche Fallbeispiele von Bürgerprotesten, Bürgerbe-
gehren  und  Bürgerentscheiden  (s.  von  Haaren  &  Scholles  2026: 
Tab. A4.1 u. A4.2). Systematisch erhobene Daten liegen bislang für 
Hessen und Baden-Württemberg vor.  Die Klagen gegen 32 %, in 
Hessen 100 % der ausgewiesenen VRG-WE-Fläche (BMWE 2025: 
31) deuten darauf hin, dass die Akzeptanz trotz der Reformen nicht 
zugenommen hat und weiterhin mit Verzögerungen zu rechnen ist. 
Derzeit scheint es so, als würden in Teilen an die Stelle der Klagen 
Bürgerbegehren treten. Deren Zunahme seit dem Osterpaket ist bis-
lang nur für Baden-Württemberg belegt (Burggraf & Jockers 2025). 
Dort stieg die Zahl von acht im Jahr 2024 auf 16 im Jahr 2025 – eine 
Entwicklung, die in der Zukunft beobachtet werden muss.

Frühe, echte Öffentlichkeitsbeteiligung – nicht nur die formal-
rechtlich vorgeschriebene Konsultation, sondern mitgestaltende Par-
tizipation auf lokaler Ebene – ist ein entscheidender Erfolgsfaktor für 
die Energiewende. Der Monitoring-Bericht zur Beteiligung (Mey et 
al. 2025) kommt zu dem klaren Ergebnis, dass eine Schwächung der 
Beteiligungsmöglichkeiten nicht zielführend ist und diese generell 
nicht zu einer Verlängerung von Verfahren führen. Auch Erfahrungen 
aus Niedersachsen zeigen, dass eine aktive Mitwirkung am Erreichen 
eines gemeindespezifischen Energieziels, unterstützt durch ein digi-
tales  Beteiligungstool,  von der  Bevölkerung mit  hoher  Akzeptanz 
aufgenommen wird (Thiele et al. 2024a & b). Zahlreiche Arbeiten 
belegen, dass nicht Schwächung, sondern Verbesserung der Beteili-
gung zu schnelleren Verfahren und höherer Akzeptanz führt (Fraune 
et al. 2019; Renn 2015). Diese Chance wurde von den Reformen nicht 
genutzt. Auch finanzielle Vorteile für eine Gemeinde oder Anwoh-
nende allein können Akzeptanz nicht garantieren. Zwei der Fallbei-
spiele10 zeigen ablehnende Bürgerbegehren und -entscheide trotz er-
heblicher finanzieller Anreize.

3.4 Verteilungsgerechtigkeit und finanzielle 
Asymmetrien

Ein strukturelles Problem liegt in der extremen, nicht sozialverträg-
lichen Asymmetrie der Nutzenverteilung. Dokumentierte Pachtpreise 
erreichen im Einzelfall bis zu 400.000 Euro pro WEA und Jahr über 
20–25 Jahre Laufzeit (Schnarhelt 2025). Diese Gewinne entstehen als 
Profit  durch  öffentliche  Flächenausweisung  ohne  entsprechende 
Leistung oder Investition der Eigentümer und Eigentümerinnen der 
Flächen. Gemeinden hingegen erhalten maximal 0,2 ct/kWh als Be-

10 z. B. in Kriebstein oder Gardelegen

teiligung. Dies bedeutet in einer Gemeinde mit mehreren WEA oft 
einen Betrag im unteren sechsstelligen Bereich für die Allgemeinheit, 
während Flächeneigentümer im selben Raum kumuliert Millionen-
summen erhalten. Dies erzeugt ein Gefühl von Ungerechtigkeit bei 
der lokalen Bevölkerung, besonders wenn diese Lasten wie Lärm und 
Landschaftsbildveränderungen zu tragen hat.

Ein weiteres problematisches Muster zeigt sich in Ostdeutsch-
land: Etwa ein Drittel der deutschen WEA steht dort, aber nur etwa 
ein Achtel der Betreiber ist dort ansässig (Hoffmann 2025; Lehmann 
et al. 2025). Dies nimmt die Bevölkerung als „Kolonialismus“ wahr 
(s. Uhlig 2026): Gewinne fließen zu in Westdeutschland ansässigen 
Unternehmen, während Lasten lokal verbleiben. In den kommenden 
Jahren wird sich dieses Missverhältnis vermutlich etwas zugunsten 
der Gemeinden verschieben, da seit 2025 die Neuregelung des Ge-
werbesteuergesetzes gilt.11

Zusammenhänge zwischen Dysfunktionalitäten der Energiewende 
im Raum, Wirkfaktoren und Treibern (eigene Darstellung)

4. Ursachen der Risiken für Natur und Landschaft 
sowie für die Sozialverträglichkeit

Die Maßnahmen zur Beschleunigung der Windenergieplanungen seit 
2022, aber auch schon zuvor bestehende Faktoren haben zu uner-
wünschten Nebenwirkungen geführt, die sich in Beeinträchtigungen 
von  Natur  und  Landschaft,  erheblichen  Akzeptanzproblemen  und 
Verteilungsungerechtigkeit manifestieren (s. Abb. 1).

11 Nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 GewStG müssen Betriebe, die ausschließlich 
Anlagen zur Erzeugung von Strom und anderen Energieträgern sowie 
Wärme aus Windenergie und solarer Strahlungsenergie betreiben, dann 
die Gewerbesteuerzerlegung zu 10 % nach dem Verhältnis der Arbeits-
löhne und zu 90 % nach dem Verhältnis der installierten Leistung ab-
führen.
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Abb. 1: Zusammenhänge zwischen Dysfunktionalitäten der Energiewende im 
Raum, Wirkfaktoren und Treibern (eigene Darstellung)



Wind an Land: Weiterentwicklung der Energiewende für mehr Naturschutz und Landschaftspflege sowie Umweltgerechtigkeit und Akzeptanz

Die in den Analysen hervortretenden Effekte werden durch ein 
Zusammenspiel eines unflexibel ausgestalteten Top-down-Ansatzes 
mit weitgehend gleich verteilten Flächenbeitragswerten oder Teilflä-
chenzielen und weiteren Faktoren hervorgerufen. Zu erwähnen sind 
insbesondere  das  Druckmittel  der  Superprivilegierung,  das  die 
Raumordnung unter (Zeit-) Druck setzt, das überragende öffentlichen 
Interesse für die EE-Nutzung sowie die rechtliche Schwächung der 
Schutzstandards.  Der  Wegfall  der  UVP und der  weiteren europa-
rechtlichen Prüfungen auf der Genehmigungsebene in älteren Wind-
energiegebieten verursacht zudem eine Rechtslücke für die Bewälti-
gung von „weggeschichteten“ Inhalten. Einflussfaktoren, die bereits 
vor der Reform bestanden, aber nicht ausreichend behandelt wurden, 
sind die mangelnde Akzeptanz, die ungleiche Nutzen-Lasten-Vertei-
lung vor Ort, mangelhafte Datenverfügbarkeit sowie eine fehlende 
Analyse der tatsächlichen Verzögerungsfaktoren in den Verfahren und 
im Verwaltungshandeln. Sieben zentrale Ursachenkomplexe werden 
im Folgenden etwas näher ausgeführt.

4.1 Weitgehende Gleichverteilung der Flächenziele 
bei Ungleichverteilung der nutzbaren 
Flächenpotenziale für WEA

Flächenpotenziale für Natur schonende und rechtskonforme Wind-
energiegebiete liegen im Bundesdurchschnitt zwischen relativ sicher 
belegbaren 1,5 und 3,7 %, bei denen eine WEA-Nutzung mit Unsi-
cherheiten möglich ist (Walter et al. 2018; Thiele et al. 2021a & b). 
Bons et al. (2022) kommen mit anderen Prioritäten sogar auf 6,8 % 
des Bundesgebiets. Quantitative Angaben zur Differenzierung vari-
ieren ebenfalls stark je nach Modell und Bundesland und liegen für 
die Flächenländer zwischen 1,9 und 7 %.12 Auch die Stromertrags-
potenziale der Planungsregionen variieren sehr stark (s. Abb. 2). Sie 

12 berechnet nach Pape et al. (2022) auf der Grundlage von Bons et al. 
(2022), Potenzial-Variante A ohne Berücksichtigung des Energie-
potenzials geringer Raumwiderstand, s. a. von Haaren & Scholles 
(2026: Abb. 2 u. 3)

werden durch die  Flächenbeitragswerte  der  Anlage zum  WindBG 
2025 nicht proportional abgebildet. Insbesondere in den Bundeslän-
dern mit geringem Potenzial und denen, die eine Gleichverteilung auf 
die Planungsregionen gewählt haben, führen Unterschiede zwischen 
Regionen oder Gemeinden zu regionaler Überlastung. Lärmschutz-
abstände, die über die Vorgaben des  BImSchG hinausgehen, redu-
zieren das belegbare Potenzial zusätzlich. Weitere Faktoren sind die 
ambitionierte Übererfüllung von Teilflächenzielen sowie die vorge-
zogene Realisierung der Ziele für 2032 bereits bis 2027, um einen 
zweiten Planungsprozess zu vermeiden (Harfenmeister & Pagenkopf 
2025). Die Regionalplanung wird folglich gezwungen, systematisch 
in für Natur und Landschaft bedeutsame Gebiete auszuweichen, ins-
besondere in Waldgebiete – eine strukturelle Folge der inflexiblen 
Zielvorgabe. Dadurch korrelieren auch die aktuellen Zuschläge für 
WEA (Quentin 2025) unabhängig vom Modell nur bedingt mit den 
bundesweit ermittelten nachhaltig nutzbaren Potenzialen.

4.2 Maßstabs- und Datenprobleme der 
Regionalplanung

Die Regionalplanung ist in vielen Bundesländern auf ihre neue Auf-
gabe  der  Bewältigung  von  Umweltauswirkungen  kapazitär  nicht 
hinreichend vorbereitet. Der vorherrschende Maßstab von 1:100.000 
erlaubt keine Darstellung kleinflächiger Schutzgegenstände oder lo-
kaler Konflikte. Systematisch fehlen flächendeckende Daten zu Vo-
gelvorkommen, Fledermauswanderung, CO₂-Speicher- und -senken-
funktion der Ökosysteme, Archivfunktion. Unter Zeitdruck greifen 
Planungsträger auf unvollständig vorliegende oder veraltete Daten 
zurück.  Projektscharfe  Kartierungen  in  Windenergiegebieten,  die 
früher im Genehmigungsverfahren stattfanden, entfallen im Regelfall 
(Schäfer 2026: 16). Auch fehlende einheitliche Bewertungsmaßstäbe 
können  rechtssichere  Planungen  verhindern.  Eine  Alternative  zur 
Abschichtung bestand in vielen Regionen nicht, da die Flächenziele 
nur so unter hohem Zeitdruck zu erreichen waren. Die Abschichtung 
wird infolge der neuen Rechtslage zum Problem und besonderen Ri-
siko, weil VRG-WE im Regelfall als Beschleunigungsgebiete ausge-
wiesen werden können, und sie dann auf ein Regelungsvakuum stößt, 
in dem die Vorhabenträger nur noch den Immissionsschutz und die 
Eingriffsregelung bearbeiten müssen. Dies führt zur systematischen 
Unterschätzung von Konfliktpotenzialen. Dieser Befund wird auch 
durch die Ergebnisse eines Vorhabens im Auftrag des Umweltbun-
desamts zur Neuausrichtung der SUP (Sicard et al. 2026) unterstützt. 
Die umfangreiche Abschichtung auf die Genehmigungsebene, auch 
nach dem 19.05.2024, ist allerdings nicht allein dem Planungsmaß-
stab und dem hohen Zeitdruck anzulasten. Auch eingeübte Routinen 
und das auf Flächenausweisungen fokussierte Regionalplanungsver-
ständnis (s. von Seht 2021) dürften eine Rolle spielen.

4.3 Reduktion materieller Schutzstandards

Die Teilstandardisierung des Tötungsverbots auf 15 schlaggefährdete 
Vogelarten (statt  46 empfindlicher  im Helgoländer  Papier  –  LAG 
VSW 2015)  kann  in  der  praktischen  Anwendung  in  Beschleuni-
gungsgebieten  den  Schutz  von  störungsempfindlichen  Vogelarten 
gefährden. Der Individuenschutz für Fledermäuse wurde durch die 
ökonomisch motivierte Deckelung der Fledermaus-Abschaltautoma-
tiken in § 45b Abs. 6  BNatSchG ausgesetzt.  Landschaftsschutzge-
biete wurden durch § 26 Abs. 3 BNatSchG geöffnet. Diese neue Si-
tuation lädt geradezu dazu ein, dass wichtige Umweltbelange unbe-
rücksichtigt bleiben (Pernak 2023: 207).

4.4 Das Konstrukt des überragenden öffentlichen 
Interesses an der Nutzung erneuerbarer 
Energien

Durch eine umfassende Offensive bei sowohl der Raumplanung als 
auch der Genehmigung von WEA wurde zwischenzeitlich eine Be-
schleunigung erreicht (BMWE 2025: 44). Die Wirkung des Abwä-
gungsvorrangs für  EE-Anlagen zeigte  sich sehr schnell.  „In einer 
Reihe von Gerichtsurteilen konnten sich EE aufgrund der Regelungen 
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Abb. 2: Stromertragspotenziale in den Planungsregionen für Windenergie an 
Land und Flächenpotenziale (Flächen mit geringem Raumwiderstand auf der 
Grundlage EE100, eigene Darstellung von Daten aus: Gauglitz et al. 2021 
sowie Thiele et al. 2021b unter der Lizenz CC BY 3.0)
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des im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) verankerten ‚überragen-
den öffentlichen Interesses‘ durchsetzen“ (Huneke et al. 2024: 96).

Der Abwägungsvorrang für die Nutzung erneuerbarer Energien 
ist zwar widerlegbar (Schlacke & Plate 2024: 324), wird in der Praxis 
jedoch oft als bindender Zwang kommuniziert (s. Fallbeispiele in von 
Haaren & Scholles 2026).  In Kombination von Flächenzielen mit 
Beschleunigungsmaßnahmen wie Superprivilegierung, kurzen Stel-
lungnahmefristen, Genehmigungsfiktionen (kritisch dazu Beckmann 
2025) entsteht hoher Druck auf Planungsträger, Raumordnungs- und 
Genehmigungsbehörden, auch in konfliktträchtigen Gebieten WEA 
zu ermöglichen.  Ob das überragende öffentliche Interesse an EE-
Nutzung (und inzwischen etlichen anderen Infrastrukturtypen) ge-
genüber dem grundgesetzlich vorgeschriebenen Schutz der natürli-
chen Lebensgrundlagen und der Tiere (Art. 20a  GG) rechtlich Be-
stand haben wird, bleibt abzuwarten. Es erscheint insgesamt sinnvoll, 
die Abwägungsvorränge wieder abzuschaffen.

4.5 Mangelndes, nicht aktuelles Wissen über 
natürlichen Klimaschutz

Weitgehend intakter Wald ist unter den Ökosystemen trotz Abnahme 
der Gesamt-CO2-Bilanz der Wälder aufgrund von Waldschäden die 
bilanziell wirksamste natürliche Senke. Carbon Capture and Storage 
(CCS) kann diese Senke nicht ersetzen. Die Speicherkapazitäten für 
technisch  abgeschiedenes  CO₂  sind  begrenzt  (s.  SRU 2025;  von 
Haaren & Siebel 2025) und schon weitgehend an industrielle Emit-
tenten vergeben. Die Kompensation der Funktion der Wälder für den 
natürlichen Klimaschutz wird in den Regionalplänen offengelassen. 
In der Praxis ist die Bemessung der Kompensationsflächen nicht auf 
dem Stand des Wissens und völlig unzureichend (s. von Haaren et al. 
2025). Dies führte zu ungehemmtem Vordringen in die Wälder.

Kompensiert werden müssten stattdessen die durch die Eingriffe 
entstehenden Speicherverluste des Bodens13 und der oberirdischen 
Biomasse. Letzteres ist notwendig, denn das auf der Eingriffsfläche 
entnommene Holz wird im Bundesdurchschnitt zu weniger als 20 % 
in  einen  langfristigen  Speicher  (z. B.  Bauholz,  Möbel)  überführt. 
Außerdem muss  die  verlorene  höhere  Senkenfunktion der  älteren 
Bestände gegenüber einer Neuaufforstung kompensiert  werden (s. 
Berechnungsmodell in von Haaren et al. 2025). Kompensiert werden 
müssen grundsätzlich alle CO₂-Speicherverluste und die zukünftige 
Senkenfunktion  des  ursprünglichen  Ökosystems.  Auch  wenn  die 
Wälder hier als besonders relevant hervorgehoben werden, gilt dies 
auch für andere Ökosysteme mit positiver CO₂-Bilanz wie Grünland 
und Obstbestände.  Ebenso sollten  durch den Eingriff  entstehende 
CO₂-Emissionen z. B. in organische Böden in erster Linie vermieden 
oder wenn unvermeidbar kompensiert werden.

4.6 Heterogene Planungsstandards und Daten

Nicht alle Bundesländer nutzten die Möglichkeit, auf bundesweite 
Potenzialanalysen für EE zurückzugreifen. Dies hätte Prozesse be-
schleunigt,  die  Daten  und  Kriterien  für  Ausschlussgebiete 
homogenisiert sowie in der Folge Legitimität und Transparenz erhöht. 
Das Risiko eines ökologischen Unterbietungswettbewerbs der Länder 
wäre  zudem geringer.  Nicht  nur  unterschiedliche  regionale  Rege-
lungen zu Abständen zu Siedlungen, sondern auch diverse Vorsorge-
abstände zu Schutzgebieten (1000 m bis 200 m, Kirschey et al. 2024), 
heterogene Vorgaben für Landschaftsschutzgebiete und Wald14 oder 
die unterschiedliche Berücksichtigung besonders geschützter Biotope 
und Kulturlandschaftselemente mindern die Nachvollziehbarkeit und 
damit ggf. die Rechtssicherheit der VRG-WE.

13 Dies gilt auch für kohlenstoffreiche Böden in anderen Ökosystemen (s. 
Kap. 5.3).

14 Allerdings bedingen stark unterschiedliche LSG- und Waldanteile in 
den Ländern auch eine differenzierte Bewertung und Berücksichtigung.

4.7 Mangelhafte Partizipation und extreme Nutzen-
Lasten-Ungleichverteilung

Während  Öffentlichkeit  und  Behörden  auf  der  strategischen  Pla-
nungsebene innerhalb der SUP zur Regionalplanung formell beteiligt 
(konsultiert) werden, fehlt eine frühe, weitergehende (mitgestaltende) 
Partizipation, von der Akzeptanz und Gesamtverfahrensdauer glei-
chermaßen profitieren könnten. Die Studienlage zur Notwendigkeit 
solcher Mitwirkungsmöglichkeiten für eine gelingende Transforma-
tion ist eindeutig (u. a. Renn 2015; Fraune et al. 2019). Ebenso ein-
deutig ist jedoch die Studienlage zum Beteiligungsparadoxon, d. h. 
dass das Interesse potenziell Betroffener an einem Projekt im umge-
kehrten Verhältnis zu den Einflussmöglichkeiten auf dieses Projekt 
steht. Daher müssen die Planenden das Interesse aktiv herstellen (s. 
Buchholz 2014; Rehberg & Hoffmann 2014; Lau & Hitschfeld 2025). 
Die Allokation von WEA in sehr konfliktträchtigen Gebieten ver-
stärkt das Problem der unzureichenden Mitwirkung.

Mit dem Verzicht auf die UVP im immissionsschutzrechtlichen 
Verfahren entfällt  die Öffentlichkeitsbeteiligung auf der Genehmi-
gungsebene.  Die  Landesbehörden  haben  Gelegenheit,  in  einem 
Screening, das insgesamt höchstens 45 Tage dauern darf, dazu Stel-
lung zu nehmen, ob ein atypischer Ausnahmefall und infolgedessen 
doch eine  Prüf-  und Beteiligungspflicht  vorliegt.  Äußern sie  sich 
nicht oder nicht begründet,  wird das als Zustimmung zum WEA-
Projekt gewertet. Auch die parallel entstehenden, gravierenden öko-
nomischen Ungleichheiten (s. Kap. 3.4) sind kontraproduktiv für die 
Akzeptanz, die Beschleunigung und das lokale gesellschaftliche Kli-
ma. Diese Asymmetrie birgt ein großes Risiko für den gesellschaftli-
chen  Zusammenhalt,  die  politische  Instrumentalisierung  und  die 
Steigerung der „Staatsverdrossenheit“, weil „zu große Disparitäten zu 
sozialem Unfrieden, zum Verlust des gesellschaftlichen Zusammen-
halts und einem Vertrauensverlust gegenüber Politik und (planender) 
Verwaltung“ führen (Dangschat 2018: 433).15

Bischof et al. (2026) zeigen, dass die Frage der Gerechtigkeit es-
senziell für die Erklärung von Unzufriedenheitsphänomenen ist. Sie 
bestimmt nicht nur die Ablehnung der grünen Transformation („green 
discontent“). Zur Lösung von Problemen, die mit den Veränderungen 
im ländlichen Raum auftreten, müssen die Gerechtigkeitsfragen be-
handelt werden. „Was ist, wenn Raumordnung Disparitäten verstärkt 
statt auszugleichen?“ (Seifert 2026)

5. Empfehlungen zur Weiterentwicklung

Aus den beschriebenen Verursacher-Wirkungszusammenhängen las-
sen sich Ansatzpunkte für die Weiterentwicklung des Energiewende-
pfads ableiten.

Die politische Bereitschaft  dazu, die Energiewende nachhaltig 
weiterzuentwickeln, setzt möglicherweise voraus, das den seit 2022 
beschlossenen  Beschleunigungspaketen  zugrunde  liegende  Ursa-
chen-Narrativ faktenbasiert zu korrigieren. Die Gesetzespakete gin-
gen davon aus, es gebe einen grundsätzlichen Widerspruch zwischen 
dem Klimaschutz auf der einen sowie Naturschutz und Öffentlich-
keitsbeteiligung auf der anderen Seite. Die ergriffenen Maßnahmen 
haben  jedenfalls  die  rechtliche  Position  der  Letzteren  stark  ge-
schwächt und hohe Trade-offs für Natur und Landschaft, den natür-
lichen Klimaschutz und die Akzeptanz in Kauf genommen.

Der Konflikt ist jedoch keineswegs zwangsläufig (vgl. Ullrich et 
al. 2025; Wiehe et al. 2020; Thiele et al. 2024a & b). Klimawandel 
und Biodiversitätsverlust sind vielmehr untrennbar miteinander ver-
bunden, denn der Klimawandel nimmt auf vielfältige Weise direkt 
und indirekt Einfluss auf alle Komponenten der Biodiversität und 
deren Rückgang ist zugleich ein Treiber für den Klimawandel (Klotz 
et  al.  2023:  208;  Lütkes  2025:  Rn. 3;  Rietmann 2026:  371).  Die 
Energiewende kann – intelligent und die Natur schonend gestaltet – 
zu einem gesellschaftlichen Erfolgsmodell mit hohem Potenzial für 
Verteilungsgerechtigkeit und Akzeptanz werden – gemäß Teufel et al. 
(2024) sogar ohne Waldinanspruchnahme.

15 Das bestätigen die Fallbeispiele (s. von Haaren & Scholles: Tab. A6).
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Eine  gelingende  Weiterentwicklung  sollte  die  beschriebenen 
Probleme behandeln, aber Planungssicherheit bieten und so viel wie 
möglich von dem bisherigen Steuerungsansatz beibehalten. Kernele-
mente einer solchen Nachsteuerung wären: Flexibilisierung der Ziele, 
Ertüchtigung von SUP und Regionalplanung, Waldschutz mit ange-
messener  CO₂-Kompensation,  Verzicht  auf  Abschichtung  in  Be-
schleunigungsgebieten,  frühe,  mitwirkende  Bürgerbeteiligung  auf 
Gemeindeebene, Datenoffensive und -harmonisierung.

5.1 Maßnahmenpaket 1: Flexibilisierung durch die 
Möglichkeit, regional zwischen Flächen- und 
Energieerzeugungszielen zu wählen

Die  erste  und  zentrale  Empfehlung  ist  eine  Flexibilisierung  des 
Steuerungssystems. In Regionen mit geringen Flächenpotenzialen für 
nachhaltige  Windenergienutzung  sollten  Planungsträger  die  Mög-
lichkeit haben, zwischen Flächenzielen für Windenergie und Ener-
gieerzeugungszielen für das gesamte Energiesystem zu wählen (Ru-
dolph 2025).

Dies hätte mehrere Vorteile: Erstens wäre die Standortwahl fle-
xibler. Regionen bzw. Kommunen könnten zwischen Wind-, Solar-, 
Wasserkraft wählen, ggf. unter Einbeziehung von Speicherlösungen, 
Wasserstoffproduktion je nach lokalen Potenzialen. Bundesweit ist 
das nachhaltig erzeugbare Solarenergiepotenzial deutlich größer als 
das Windenergiepotenzial (Badelt et al. 2025), so dass allein dadurch 
Entscheidungsspielräume entstünden. Zweitens würde der Druck auf 
schutzwürdige Gebiete wie z. B. Wald reduziert. Das strukturelle Di-
lemma, in dem sich viele Planungsträger befinden (Waldinanspruch-
nahme oder Superprivilegierung), würde gelöst. Drittens würde im 
Gegensatz zu den aufgrund der Knappheit geeigneter Flächen über-
wiegend deterministischen Windzielen überhaupt erst ein Spielraum 
für  eine mitgestaltende Öffentlichkeitsbeteiligung eröffnet.  Lokale 
Akteure könnten an der Ausgestaltung eines Energieziel-Mix mit-
wirken, statt nur mit weitgehend alternativlosen WEA-Flächenzielen 
konfrontiert  zu werden.  Viertens bliebe die Vereinbarkeit  mit  den 
Klimazielen erhalten. Die derzeitigen Flächenziele lassen sich pro-
blemlos in Energieziele umrechnen und ein Solarpotenzial hinzuad-
dieren; die Gesamtmenge zur Deckung des Energiebedarfs in 2045 (s. 
z. B.  Just et al. 2025;  Thiele et al. 2021a) bliebe bestehen, nur die 
Flexibilität nähme zu.

Erfahrungen  aus  Niedersachsen  dokumentieren,  dass  ein  ge-
meindespezifisches Energieziel von der Bevölkerung verstanden und 
mit hoher Akzeptanz aufgenommen wird (Thiele et al. 2024a & b). 
Dies sollte der Regelfall werden, nicht die Ausnahme. Bürger und 
Bürgerinnen zeigen dabei keineswegs die generell belegte Präferenz 
für Photovoltaik gegenüber WEA (s. Hübner et al. 2020; Agentur für 
Erneuerbare Energien 2025), sondern wollen vor allem das lokale 
Energieziel erreichen.

5.2 Maßnahmenpaket 2: Ertüchtigung der 
Regionalplanung zur abschließenden 
Folgenbewältigung

In vielen Regionen besteht infolge der aktuellen Rechtslage dringen-
der Handlungsbedarf zur Verminderung der Abschichtung auf fakul-
tative Umweltprüfinstrumente. Dazu sollten zukünftige Regionalpla-
nungen bzw. die Teilpläne für EE im Maßstab 1:25.000 erarbeitet 
werden (falls nicht schon so angelegt). Die SUP muss darüber hinaus 
inhaltlich angepasst werden, um die Umweltbelange, die nicht mehr 
auf der Genehmigungsebene geprüft werden, auf der Regionalpla-
nungsebene abschließend bewältigen zu können. Sicard et al. (2026) 
zeigen anhand von Fallbeispielen, dass die SUP eine hohe Verant-
wortung für bisherige UVP-Inhalte übernehmen kann, wenn sie pro-
zessual bereits an der Entwicklung und Ausrichtung des Planungs-
konzepts  sowie  der  Flächenauswahl  mitwirkt  (echte  Alternativen-
prüfung, s.  Köppel et al. 2018), Daten beschafft16 und gemäß dem 
Vorsorgeprinzip  innerhalb  weiter  Wirkradien  ermittelt  und  über 
Grenzwerte hinaus bewertet.

16 Was in einigen Ländern aufwändig werden dürfte.

Wo die Natura-2000-Verträglichkeitsprüfung im Genehmigungs-
verfahren  entfällt,  sind  erhebliche  Beeinträchtigungen,  die  in  Be-
schleunigungsgebieten von dort zu genehmigenden WEA ausgehen, 
in der Regionalplanung „ohne vernünftigen Zweifel“ auszuschließen. 
Bestehen  vernünftige  Zweifel,  müssen  Regeln  für  wirksame 
Minderungsmaßnahmen aufgestellt und/oder müsste auf die zusätz-
liche  Ausweisung  als  Beschleunigungsgebiet  verzichtet  werden. 
Letzteres  erfordert  Änderungen  in  § 28  Abs. 2  ROG und  § 249c 
Abs. 2 BauGB. Ist eine abschließende Natura-2000-Verträglichkeits-
prüfung auf Regionalplanungsebene nicht möglich, liegt ein atypi-
scher  Ausnahmefall  vor  und es  muss  im Genehmigungsverfahren 
gezielt kartiert und unter Beteiligung der Öffentlichkeit geprüft wer-
den. Zur vorsorglichen Konfliktvermeidung wird empfohlen, weiter-
gehende  Abstände  zu  und  Biotopverbund  zwischen  Natura-2000-
Gebieten als Ausschlussflächen insbesondere für Beschleunigungs-
gebiete vorzusehen bzw. im Zweifel gegen die zusätzliche Auswei-
sung zu entscheiden (s. Beispiel Region Hannover). Das kann jedoch 
zur Folge haben, dass ausgewiesene VRG-WE im Genehmigungs-
verfahren mit allen Umweltprüfungen nur reduziert genutzt werden 
oder ganz entfallen müssen, sodass vorsorglich Reserveflächen aus-
gewiesen oder Teilflächenziele übererfüllt werden sollten. Eine sys-
tematisch erfasste Datengrundlage für die SUP sollte z. B. im Land-
schaftsrahmenplan vorliegen oder muss durch Kartierungen erhoben 
werden (Schäfer 2026). Der Fokus auf der Regionalplanungsebene 
liegt zwar nach dem Willen des Gesetzgebers auf der Nutzung vor-
handener Daten. Kartierungen sind dennoch möglich und können im 
Einzelfall auch notwendig sein (Sicard et al. 2026).

Die Rechtssicherheit der derzeit beschlossenen VRG-WE ist noch 
nicht nachgewiesen (kritisch hierzu Schäfer 2026; Pernak 2023; Al-
brecht et al. 2024). Bundesweite Bewertungsstandards und Modelle 
(s. Maßnahmenpaket 7) wären in dieser Hinsicht für die kommende 
Planungsperiode bis 2032 hilfreich. Sie würden die Legitimität der 
Ergebnisse der Regionalplanung stärken. Viergutz (2022) zeigte auf, 
dass  die  Konzentrationszonenplanung niedersächsischer  Regional-
pläne bei gerichtlicher Überprüfung nicht etwa an der UVP oder der 
Artenschutzprüfung scheiterte, sondern an materiellen oder formellen 
Mängeln der Planung selbst,  etwa nicht heilbaren Fehlern bei der 
Differenzierung der harten und weichen Tabukriterien oder bei der 
Bekanntmachung.

Auch  die  Auswahl  der  zum  Repowering  vorgesehenen  Anla-
genstandorte sollte der regionalplanerischen Steuerung unterliegen, 
um kollisionsgefährdete Arten und sensible Gebiete zu berücksichti-
gen. Die parallel zur Raumordnung existierenden WEA-Planungs-
möglichkeiten für Gemeinden und damit die Superprivilegierung im 
BauGB sollten eingeschränkt werden.

Die Regionalplanungsträger müssen für diesen Aufgabenzuwachs 
ausreichend ausgestattet werden. Dieses sollte auch Finanzmittel für 
die nun auf regionaler Ebene notwendigen Untersuchungen umfas-
sen, die bislang auf Genehmigungsebene in der UVP und der Arten-
schutzprüfung stattgefunden haben. Da die Vorhabenträger i.d.R. erst 
auf der Genehmigungsebene bekannt sind und dort  generell  nicht 
mehr ermittelt werden soll, wurden sie aus den Verursacherpflichten 
für das Erbringen dieser Leistungen entlassen. Die personellen und 
finanziellen Lasten müssen derzeit die Regionalplanungsträger oder 
die Naturschutzbehörden schultern, die dazu selten die Ressourcen 
haben.  Auch  der  Bund-Länder-Kooperationsausschuss  identifiziert 
fehlende Personalressourcen bei Behörden als eine wichtige Ursache 
von Verzögerungen (BMWE 2025: 48).

Das  neu  eingeführte  Konstrukt  des  überragenden  öffentlichen 
Interesses an der EE-Nutzung und damit verbundener Infrastruktur ist 
eine wichtige Voraussetzung dafür,  dass bisher als  risikoreich an-
gesehene Standorte (mit hohem Raumwiderstand) zu VRG-WE wur-
den. In der Abwägung wirkt es eindeutig zu Ungunsten des Natur-
schutzes und bewirkt nicht unerhebliche Rechtsunsicherheiten, ins-
besondere bei Konflikten mit dem Gebiets- und Artenschutz. Bisher 
ist noch nicht gerichtlich überprüft worden, ob es überhaupt verfas-
sungsgemäß ist.17 Aus unserer Sicht hat sich dieses Konstrukt nicht 

17 s. zum Gebot der Politikintegration Calliess & Kirchhof (2025: 88 f.) 
mit Verweis auf die Europäische Menschenrechtskonvention und das 
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bewährt  und  zudem  Begehrlichkeiten  bei  den  übrigen  sektoralen 
Planungen geweckt. Es sollte entweder zurückgenommen oder auf 
den Klimaschutz inklusive des natürlichen Klimaschutzes und die 
Biodiversität ausgeweitet werden.

5.3 Maßnahmenpaket 3: Waldschutz und natürliche 
Klimaschutzfunktionen

Die dritte Empfehlung ist die Vermeidung von WEA in Waldflächen. 
Wo unvermeidbar, müssen Verluste der CO₂-Speicher- und -Senken-
funktion mit einem Mehrfachen der betroffenen Fläche ausgeglichen 
werden  (s.  Kap. 4.5).  Auch  wenn  man  die  Wälder  ausspart  oder 
Waldverluste kompensiert, besteht insgesamt im Bundesgebiet noch 
ein ausreichendes EE-Erzeugungspotenzial, insbesondere wenn bei 
der Standortsuche das Kriterium der Windhöffigkeit abgeschwächt 
und die Solarenergie stärker einbezogen wird (s. Maßnahmenpaket 
1). Mit einem Wald schonenden Ansatz wird nicht nur Kohärenz mit 
dem  KSG,  sondern  auch  mit  der  Wiederherstellungs-Verordnung 
hergestellt, die bis 2045 umfangreiche Waldwiederherstellung ver-
langt. Inanspruchnahme von Wald für WEA steht den Zielen dieser 
Rechtsnormen direkt entgegen. Die bisherige Praxis der naturschutz- 
und waldrechtlichen Kompensation durch Wiederaufforstung erfüllt 
nicht  die  naturschutzrechtliche  Pflicht  zur  Wiederherstellung  der 
Leistungs-  und  Funktionsfähigkeit  des  Naturhaushalts.  Pauschale 
Annahmen zur Flächeninanspruchnahme durch WEA im Wald müs-
sen bereits in der SUP durch standort- und projektspezifische Werte 
ersetzt werden. Sie müssen von der insgesamt beanspruchten Fläche 
ausgehen,  also neben der  Fläche für die  Anlage auch die  infolge 
temporärer  Nutzung nachhaltig  beeinträchtigten  sowie  die  für  die 
Lager-, Stell- und Rüstflächen, die Zuwegung und die Netzanbindung 
dauerhaft benötigten Flächen berücksichtigen. Ansätze dazu finden 
sich  im  Bericht  2025  des  Bund-Länder-Kooperationsausschusses 
(BMWE 2025).

Auch andere kohlenstoffreiche Böden, insbesondere Moorböden, 
sollten nicht durch WEA in Anspruch genommen werden, da dies 
durch die o. g. Wirkfaktoren erhebliche Speicherverluste und hydro-
logische Risiken verursachen kann. Sehr stark degradierte, intensiv 
genutzte organische Böden können ggf. unter Berücksichtigung und 
Kompensation der zu erwartenden CO₂-Verluste und der hydrologi-
schen Auswirkungen überplant werden.

5.4 Maßnahmenpaket 4: Verbesserter Arten- und 
Biotopschutz, Landschaftsschutz

Die vierte Empfehlung ist eine Ausweitung und Verbesserung des 
Artenschutzes. Die Artenschutzstandards sollten nicht wie derzeit auf 
15 Vogelarten und das Tötungsverbot begrenzt, sondern auf weitere 
schlaggefährdete  Arten,  störungsempfindliche  Vogelarten  sowie 
Rast- und Zugvögel ausgeweitet werden (s.  Wulfert et al. 2025 mit 
weiteren  Vorschlägen).  Antikollisionssysteme  und  Abschaltauto-
matiken sollten verpflichtend sein. Fledermaus-Abschaltautomatiken 
sollten ohne die wirtschaftliche Deckelung vorgesehen werden (Diez 
et al. 2024). Die Wirksamkeit und Rechtssicherheit des Populations-
bezugs sind bisher nicht ausreichend erwiesen (s. a. Schäfer 2026).

Die Planungsebene kann offensichtlich die Genehmigungsebene 
im Artenschutz nicht einfach ersetzen, so dass die Vorabschätzung der 
artenschutzrechtlichen  Konfliktrisiken  im  Umweltbericht  durch 
nachgelagerte Sicherungsmechanismen und SUP-Monitoring ergänzt 
werden müssen (Schäfer 2026: 18) sowie die Ausnahmeregelungen 
von der (nachträglichen) Ausweisungspflicht von Beschleunigungs-
gebieten in § 28 Abs. 2  ROG und § 249c Abs. 2  BauGB überprüft 
werden sollten. Letzteres muss auch darauf ausgelegt sein zu unter-
suchen, inwieweit ein populationsbezogener den auf Individuen be-
zogenen Schutzansatz tatsächlich ablösen kann. Denn derzeit gibt es 
noch keine Methoden zur schnellen Prognose von Beeinträchtigun-

Europarecht sowie die Rechtsprechung des EGMR und des BVerfG, 
s. a. Ziele des BNatSchG und der Wiederherstellungs-Verordnung so-
wie die Nachhaltigkeitsziele (SDG Wedding Cake, zusammenfassend in 
von Haaren & Scholles 2026: Tab. A2)

gen von Populationen ohne umfangreiche Untersuchungen im Ge-
lände.

Ebenso sollte die Eingriffsregelung, die als einziges Instrument 
der Umweltfolgenbewältigung auf der Genehmigungsebene verblie-
ben ist, nicht weiter geschwächt werden. Sie sollte weiterhin auf der 
materiellen Kompensation von Beeinträchtigungen des Naturhaus-
halts  und des Landschaftsbilds im Naturraum basieren (Realkom-
pensation) und nicht  für  gleichrangige Ersatzzahlungen (monetäre 
Kompensation) geöffnet werden, wie gerade vom Bundestag mit dem 
InfZuG auch für Energieinfrastrukturvorhaben im überragenden öf-
fentlichen Interesse beschlossen. Denn es ist höchst kontraproduktiv 
und widerspricht dem Verursacherprinzip, den Naturschutzbehörden 
des Bundes und der Länder ohne zusätzliches Personal den Nachweis 
der Flächenverfügbarkeit  aufzubürden.  Ebenso kontraproduktiv ist 
eine zu starke Ausweitung der Räume, in denen Kompensation mög-
lich ist. Die Kompensation im Naturraum ist auch Teil des lokalen 
Lastenausgleichs z. B. für verlorene Erholungsfunktionen und kann 
damit die Akzeptanz für das Vorhaben befördern. Zwar gibt es Voll-
zugsdefizite  bei der Implementierung der Ausgleichs-  und Ersatz-
maßnahmen vor allem aufgrund häufig fehlender Dokumentation und 
Kontrolle (Netz 2022). Der Übergang zur monetären Kompensation 
würde diese jedoch absehbar erheblich vergrößern. Indem die flä-
chenkonkrete Kompensation nicht mehr Teil der Genehmigung ist, 
besteht kein Rechtsanspruch mehr auf die Flächenbereitstellung und 
die Vorhabenträger werden aus der Verantwortung für die Umsetzung 
entlassen. Ohne diese Verpflichtung ist es sehr schwer, Flächen für 
den Naturschutz zu akquirieren (Wenzel et al. 2025; Weiland 2025; 
Schlacke & Sauthoff 2024) und die lokale Folgenbewältigung als ei-
ne Hauptfunktion der Eingriffsregelung entfällt. Stattdessen besteht 
die Gefahr, dass in einem Nullsummenspiel die Pflichtaufgaben des 
Naturschutzes bei der Sicherung und Entwicklung schutzwürdiger 
Gebiete durch die Ersatzgelder finanziert werden. Diese Hemmnisse 
gelten  auch  für  das  in  Aussicht  gestellte  nationale  Artenhilfspro-
gramm. Solange die starke Flächenkonkurrenz – etwa durch intensi-
ve Viehhaltung oder Energiepflanzenanbau – nicht gemildert ist, kann 
der  finanziell  schwächere  Naturschutz  nicht  auf  die  im  Zulas-
sungsbeschluss  festgelegte  materielle  Kompensation  verzichten. 
Aussichtsreich ist hingegen eine Ausweitung der Flächenpools und 
Ökokonten, deren Potenzial noch lange nicht ausgenutzt ist.18

5.5 Maßnahmenpaket 5: Frühe mitgestaltende 
Öffentlichkeitsbeteiligung

Ein beschleunigter, aber gerechter Wandel erfordert eine verantwor-
tungsvolle und ausgewogene räumliche Steuerung der Klima- und 
Energiewende (Skjølsvold & Coenen 2021: 4). Für eine Einbettung 
der Energiewende in die demokratische Gesellschaft sollten Bürge-
rinnen und Bürger bereits vor dem formellen Beteiligungsverfahren 
auf  Regionsebene  auf  Gemeindeebene  die  Möglichkeit  erhalten, 
Präferenzen zu Energiemix und Standorten einzubringen. Die Ergeb-
nisse sollten (ggf. gemeinsam mit den kommunalen Entscheidungs-
gremien erarbeitet und) im Gegenstromprinzip auf die Regionsebene 
zurückgespielt werden.

Voraussetzungen für ausreichende Beteiligungsspielräume sind 
die Vorgabe eines von der Bundesebene herunterskalierten Energie-
erzeugungsziels unter Einbeziehung des i.d.R. umfangreichen Solar-
potenzials (s.  Maßnahmenpaket 1) sowie der (räumlichen) Grenzen 
der lokalen Entscheidungskompetenz. Der Prozess kann in verständ-
licher Form digital unterstützt werden (Thiele et al. 2024b; s. a. Mey 
et al. 2025; Fraune et al. 2019). Selbstwirksamkeit ist entscheidend, 
ebenso ein Beginn der Beteiligung, bevor die Planungsabsichten be-
reits stark vordefiniert sind (Decker & Selle 2023; „ergebnisoffen“: 
Wiechmann  &  Terfrüchte  2013:  35). Mitgestaltende  Beteiligung 
schafft kollektive Identifikation mit den lokalen Belangen und redu-
ziert Unsicherheiten durch Integration von lokalem Wissen (Horcea-
Milcu et al. 2023). Die Frage, die Gailing et al. (2025) aufwerfen, ob 
in Zukunft angesichts des Erfolgs der Flächenziele auch andere Ziele 

18 Bei Straßenbauvorhaben wird z. B. nur 15 % des Kompensationsbe-
darfs auf diese Weise gedeckt (Schmidt et al. 2025).
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in ähnlicher Weise top-down vorgegeben werden sollten, muss vor 
diesem  Hintergrund  als  Demokratie  schädigend  verneint  werden. 
Dieses gilt, selbst wenn die anderen „Kosten“ des Steuerungsansatzes 
des WindBG 2022, insbesondere für den Naturschutz, nicht berück-
sichtigt werden.

5.6 Maßnahmenpaket 6: Herstellung von 
Verteilungsgerechtigkeit

Von großer Bedeutung für die Sicherung des gesellschaftlichen Zu-
sammenhalts sind nicht nur kommunikative Ansätze, sondern auch 
die Verteilungsgerechtigkeit.  Die Gemeinden sollten zusätzlich zu 
den möglichen Zahlungen der Energieversorger von 0,2 ct/kWh19 an 
den Zugewinnen beteiligt werden. Für eine wirksame Abschöpfung 
im Sinne eines Planwertausgleichs sind voraussichtlich Anpassungen 
des  BauGB erforderlich. Gemeinden sollte auch ein Vorkaufsrecht 
eingeräumt werden, um eine vorausschauende Bodenpolitik ggf. mit 
den Instrumenten der ländlichen Neuordnung betreiben zu können. 
Dadurch könnten sie auch außerhalb der gemeindeeigenen Wälder 
selbst als Energieerzeuger aktiv werden und die Energiewende zu ei-
nem Erfolgsmodell der lokalen Transformation gestalten. In diesem 
Sinne werden in Bayern mit dem Modell der vom Land finanzierten 
„Windkümmerer“ in Gemeinden integrative Dialoge ohne Gesetzes-
änderungen angestoßen (BMWE 2025: 48; Büttner 2026).

5.7 Maßnahmenpaket 7: Bundesweite Datenharmo-
nisierung und Behördenkapazitäten

Schließlich  und alle  anderen Empfehlungen betreffend,  wird  eine 
Daten-Infrastruktur-Investition  auf  Bundesebene  empfohlen.  Bund 
und Länder sollten harmonisierte Datengrundlagen, einheitliche Kri-
terien  und  Leitfäden  für  SUP und  Regionalplanung  bereitstellen 
(Fernandez-i-Marin et al. 2024). Für eine bundesweite Umweltda-
teninfrastruktur  eignen  sich  Datenverknüpfungen  aus  bestehenden 
Datensätzen  (z. B.  Bons  et  al.  2022;  Hermes  et  al.  2018),  Land-
schaftsrahmenplanungen,  Fernerkundung  und  Kartierungen  sowie 
ehrenamtlichen Erfassungen, Crowdsourcing-Daten sowie Modellie-
rungen, z. B. Habitatmodellierungen (s. Schäfer 2026; Mercker et al. 
2024; Wulfert et al. 2025: 125).20 Darüber hinaus bedarf es bundes-
einheitlicher Standards zur Berechnung der Kompensation natürli-
cher Klimaschutzfunktionen (von Haaren et  al.  2025) sowie einer 
flächendeckenden  Netzdateninfrastruktur  und  hydrologischer  Mo-
delle  für  eine systemdienliche Energieplanung unter  Berücksichti-
gung des Wasserstoff-Erzeugungspotenzials (Luderer et al. 2025).

Parallel muss die Behördenkapazität der Naturschutz- und Pla-
nungsbehörden gestärkt werden, deren Überforderung zu Verzöge-
rungen führt (BMWE 2025: 48). Beschleunigte Planungen unter un-
zureichenden Datengrundlagen führen zu weniger rechtssicheren Er-
gebnissen und mehr Klagen (OECD 2023; Fernandez-i-Marin et al. 
2024).

Grundlegend  wichtig  für  die  2027 anstehende,  aber  auch  zu-
künftige  Weiterentwicklung des  Transformationspfads  ist  die  Ein-
führung eines systematischen Ex-ante- und Ex-post-Monitorings der 
Wirkungen von rechtlichen Änderungen und Beschleunigungsmaß-
nahmen auf Umwelt und Gesellschaft. In vielen Regionalplanungen 
mangelt es derzeit an Bilanzierungen, die ein bundesweites Monito-
ring erleichtern würden. Dazu wäre eine Dokumentationsanleitung 
für die kommende Phase der Regionalplanung bis 2032 hilfreich. 
Kurzfristig ist die Einführung eines bundeseinheitlichen Monitorings 
notwendig,  das Rückschlüsse auf die Populationsentwicklung von 
Vögeln  und  Fledermäusen  in  Beschleunigungsgebieten  erlaubt 

19 nach den Gemeindebeteiligungsgesetzen der Länder und der Soll-Rege-
lung des EEG (s. Weingarten et al. 2023)

20 Konkrete Datenbedarfe sind: flächendeckende Artenvorkommen, ein-
schließlich Vogelbestände, Fledermaus-Wanderrouten und Rast-/Zugvö-
gel, die Zusammenführung der Biotopkartierungen der Landschaftsrah-
menpläne in einer vergleichbaren Klassifizierung, ein bundeseinheitlich 
modelliertes Solarpotenzial, z. B. wie das INSIDE-Modell (s. Badelt et 
al. 2020) analog zu den Windenergie-Modellen.

(Schäfer  2026:  16).  Noch fehlen  sogar  bundeseinheitliche  Daten-
standards hierfür.

6. Fazit und Ausblick

Die Energiewende kann ein gesellschaftliches Erfolgsmodell werden 
– mit hohem Potenzial für Verteilungsgerechtigkeit und lokale Parti-
zipation. Dazu müssen aber die beiden zentralen Ziele – schnelle 
Energiewende und naturverträgliche Umsetzung mit hoher Akzeptanz 
– nicht als Gegensätze, sondern als sich gegenseitig bedingende Zie-
le verstanden werden (s. a. Lütkes 2025: Rn. 3).

Die hier vorgeschlagenen sieben Maßnahmenpakete zur Nach-
steuerung würden  die  erkennbaren  Probleme bei  Raumallokation, 
Öffentlichkeitsbeteiligung  und  Akzeptanz  behandeln.  Sie  würden 
gleichzeitig natürliche Klimaschutzfunktionen und biologische Viel-
falt besser schützen. Sie würden durch einheitliche, evidenzbasierte 
Standards die Rechtssicherheit erhöhen. Und sie würden durch sorg-
fältige,  akzeptierte Planung Voraussetzungen für mittelfristige Be-
schleunigung schaffen.

Für  die  anstehende  Evaluierung  zum  Zwischenzieljahr  2027 
können diese Maßnahmen als Grundlage zur Umsteuerung dienen. 
Eine evidenz- und beteiligungsorientierte Transformation ist möglich 
– und sie ist geboten. Ohne sie riskiert die Energiewende, ihre ge-
sellschaftliche Legitimation zu verlieren.

Interessenkonflikte und KI-Einsatz

Die Autorin und der Autor erklären, dass kein Interessenkonflikt besteht. 
Diese Forschung wurde nicht gefördert.

Während der Erarbeitung des Beitrags wurde KI (Perplexity, ORKG Ask) bei 
der Literaturrecherche unterstützend eingesetzt. Darüber hinaus wurde KI 
(Claude) zur Analyse von 13 Regionalplänen anhand eines einheitlichen Fra-
genkatalogs verwendet. Die Prompts sind veröffentlicht im Repositorium der 
Leibniz Universität Hannover (von Haaren & Scholles 2026: Anhang 3). Die 
Autorin und der Autor haben alles im Artikel Verwendete überprüft und über-
nehmen die volle Verantwortung für den Inhalt.
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